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hungserfolg eingetreten ist. Sie darf die Obergrenze der Freiheitsstrafe, 
neben der sie angedroht ist, nicht überschreiten. § 39 Abs. 5 gilt ent­
sprechend.

(2) Das Gericht beschließt nach Ablauf von mindestens einem Jahr die 
Beendigung der Arbeitserziehung, wenn durch die Haltung des Ver­
urteilten, insbesondere durch seine regelmäßige Arbeitsleistung und seine 
Disziplin, zu erkennen ist, daß der .Erziehungserfolg eingetreten ist.

§43
Freiheitsstrafe anstelle einer Strafe ohne Freiheitsentzug

Wird eine Handlung, für die im verletzten Gesetz nur Strafen ohne 
Freiheitsentzug angedroht sind, mehrfach begangen oder begeht der Täter 
eine solche Straftat, obwohl er wegen einer gleichen Handlung bestraft 
oder wegen einer anderen Handlung mit einer Strafe mit Freiheitsentzug 
bestraft ist, kann auf Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr erkannt werden.

§44
Strafverschärfung bei Rückfallstraftaten

(1) Wer wegen Verbrechens gegen die Persönlichkeit, Jugend und 
Familie, das sozialistische, persönliche oder private Eigentum, die allge­
meine Sicherheit oder die staatliche Ordnung bereits zweimal bestraft 
ist, wird, wenn er erneut ein derartiges Verbrechen oder vorsätzliches 
Vergehen begeht und der Charakter und die Schwere der gesamten 
strafbaren Handlungen sowie die Persönlichkeit des Täters eine besonders 
nachhaltige Bestrafung erfordern, bei einem Verbrechen mit Freiheits­
strafe nicht unter fünf Jahren, bei einem Vergehen mit Freiheitsstrafe 
von drei bis zehn Jahren bestraft

(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn bereits das verletzte Gesetz 
eine höhere Mindeststrafe vorsieht.

§45
Strafaussetzung auf Bewährung

(1) Das Gericht setzt den Vollzug einer zeitigen Freiheitsstrafe unter 
Auferlegung einer Bewährungszeit von einem Jahr bis zu fünf Jahren mit 
dem Ziel des Straferlasses aus, wenn unter Berücksichtigung der Um­
stände der Straftat, der Persönlichkeit des Verurteilten sowie seiner 
positiven Entwicklung, insbesondere seiner Disziplin und seiner Arbeits­
leistungen, der Zweck der Freiheitsstrafe erreicht ist.

(2) Kollektive der Werktätigen können die Bürgschaft für Verurteilte 
übernehmen. Sie haben das Recht, dem Gericht vorzuschlagen, den Vollzug 
einer erkannten Freiheitsstrafe bedingt auszusetzen und die Verpflich­
tung zu übernehmen, die weitere Erziehung des Verurteilten zu gewähr­
leisten. Ausnahmsweise können auch einzelne, zur Erziehung des Ver­
urteilten befähigte und geeignete Bürger die Bürgschaft übernehmen.
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